
Rechtsprechung

Strafrecht

§§ 114, 117, 8 Abs. 1, 115 StGB.
1. Zur Abgrenzung zwischen fahrlässiger Tötung und 
Körperverletzung mit Todesfolge.
2. Strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen Körper­
verletzung mit Todesfolge ist nur dann gegeben, wenn 
für einen verantwortungs- und pflichtbewußt handeln­
den Menschen nach allgemeinen Erfahrungswerten der 
Eintritt möglicher tödlicher Folgen voraussehbar ist.
Daß ein aus 10 bis 12 m Entfernung geworfener faust­
großer Erdklumpen, der den Geschädigten in die Ma­
gengegend trifft, dessen Reflextod (Schocktod) ver­
ursachen kann, ist für einen Nichtmediziner nicht 
voraussehbar.
3. Ist bei einem durch vorsätzliche Körperverletzung 
verursachten Tod diese Folge von der Schuld des Tä­
ters nicht umfaßt, so ist nur der Tatbestand des 
§ 115 Abs. 1 StGB in der Alternative der körperlichen 
Mißhandlung erfüllt.

OG, Urt. vom 2. Dezember 1970 — 5 Zst 4/70.

Der 18jährige Angeklagte ist seit Juni 1969 als Beton­
bauer im VEB St. tätig. Vom Arbeitskollektiv wird ein­
geschätzt, daß der Angeklagte gute Arbeitsleistungen 
zeigte und wesentlichen Anteil daran hatte, daß seine 
Brigade mit dem Staatstitel „Kollektiv der sozialisti­
schen Arbeit“ ausgezeichnet wurde. Er hat im Betrieb 
regelmäßig an den monatlichen Arbeitsschutzbelehrun­
gen teilgenommen, in denen auch über die Gefährlich­
keit von Neckereien und Spielereien auf der Baustelle 
gesprochen wurde.
Am 12. November 1969 Stellte der Angeklagte fest, daß 
sich auf der Baustelle zwei Gruppen von Schülern der
7. Klasse gegenseitig mit Erdbrocken bewarfen. Als die 
Schüler der Aufforderung, den Bauplatz zu verlassen, 
nicht nachkamen, begann der Angeklagte, sie aus einer 
Entfernung von 10 bis 15 m mit Erdklumpen zu bewer­
fen. Die Schüler verließen die Baustelle nicht, sondern 
warfen ebenfalls Erdklumpen in Richtung des Ange­
klagten. Ein vom Angeklagten geworfener faustgroßer 
Erdklumpen traf den Schüler W. in die Magengegend. 
W. lief noch einige Meter den Hang hinunter, krümmte 
sich und blieb liegen. Der Angeklagte kümmerte sich 
sofort um den Schüler, brachte ihn gemeinsam mit an­
deren Schülern zu der in der Nähe gelegenen Arzt­
praxis. Er unterstützte den Arzt bei den Wiederbele­
bungsversuchen und führte auf Anordnung Mund-zu- 
Mund-Beatmung durch. Das hatte jedoch keinen Er­
folg. Es trat der Tod des Schülers ein.
Im Sektionsprotokoll wird der Wurf als stumpfe Ge­
walteinwirkung erheblichen Grades eingeschätzt, die 
zu einer Erschütterung von Gefäßnerven mit schweren 
Störungen im Regulationsmechanismus des Gefäßappa­
rates führen kann. Als Todesursache wurde Reflextod 
angegeben und damit begründet, daß akute Blutstau­
ungen in Leber und Niere, massive Blutstauungen in 
Lunge und Herz sowie im Gehirn festgestellt wurden 
und somit feststeht, daß der Wurf des Angeklagten den 
Reflextod verursacht hat.
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Kreisgericht 
den Angeklagten wegen Vergehens der Körperverlet­
zung mit Toaesfolge (§§ 117,115 Abs. 1, 6 Abs. 2, 8 Abs. 1 
StGB) zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr verur­
teilt.
Auf die Berufung des Angeklagten änderte das Bezirks­
gericht das Urteil des Kreisgerichts im Schuld- und 
Strafausspruch ab. Es verurteilte den Angeklagten we­
gen Vergehens der fahrlässigen Tötung (§ 114 Abs. 1 
StGB) auf Bewährung.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat zugunsten des 
Angeklagten die Kassation des Urteils des Bezirksge­

richts beantragt. Der Antrag führte zur Aufhebung die­
ses Urteils und zur Änderung des Urteils des Kreis­
gerichts im Schuld- und Strafausspruch.

Aus den G r ü n d e n :

Das Urteil des Bezirksgerichts beruht auf einer un­
richtigen Anwendung des § 114 Abs. 1 StGB. Ausgehend 
von dem mit dem Kassationsantrag nicht angefochte­
nen Sachverhalt kann der vom Bezirksgericht gezoge­
nen rechtlichen Schlußfolgerung nicht gefolgt werden, 
daß der Angeklagte keine vorsätzliche Körperverlet­
zung begangen, wohl aber einen Menschen fahrlässig 
getötet habe (§ 114 Abs. 1 in Verbindung mit § 8 Abs. 1 
StGB).
Es war bereits verfehlt, die Schuld des Angeklagten 
für die eingetretenen tödlichen Folgen bei dem Schüler 
W. im Rahmen des § 114 StGB zu prüfen. Da eine vor­
sätzliche Körperverletzung vorliegt, hätte das'Bezirks­
gericht feststellen müssen, ob der Angeklagte für die 
dadurch verursachten tödlichen Folgen i.S. des §117 
StGB wegen Körperverletzung mit Todesfolge straf­
rechtlich verantwortlich ist.
Soweit es die Prüfung der Schuld für die fahrlässig 
herbeigeführten Folgen betrifft, ist zunächst zwar rich­
tig, daß der Angeklagte eine bewußte Pflichtverletzung 
in Form der vorsätzlichen Körperverletzung begangen 
hat, indem, er mit Lehm- oder Erdklumpen nach Kin­
dern warf. Er wußte aus diesbezüglichen Hinweisen 
in den Arbeitsschutzbelehrungen, daß derartige Werfe- 
reien und Neckereien untersagt sind. Über diese Kennt­
nis hat er sich hinweggesetzt und damit seine Pflicht 
hinsichtlich der Einhaltung der Sicherheit und Ord­
nung auf der Baustelle bewußt verletzt, als er sich 
dennoch zum Werfen entschied. Durch dieses pflicht­
widrige Handeln hat der Angeklagte die in § 117 StGB 
bezeichneten Folgen — den Tod eines Menschen — 
verursacht.
Indes genügt es zur Anwendung des § 8 Abs. 1 StGB 
nicht, daß die Folgen durch bewußte Pflichtverletzung 
herbeigeführt werden. Erforderlich ist vielmehr noch, 
daß der Eintritt der Folgen für einen verantwortungs- 
und pflichtbewußt handelnden Menschen in dieser Si­
tuation voraussehbar gewesen ist. Diese weitere Vor­
aussetzung fahrlässiger Schuld i. S. des § 8 Abs. 1 StGB 
ist im vorliegenden Fall entgegen der Auffassung des 
Bezirksgerichts und auch der des Kreisgerichts nicht 
erfüllt. Es war für den Angeklagten nicht voraussehbar, 
daß der aus 10 bis 12 m Entfernung gegen die Schüler­
gruppe geworfene faustgroße Klumpen von Mutterbo­
den geeignet war, den laut ärztlichem Gutachten fest­
gestellten Reflextod des Schülers W. zu verursachen.
Mit dem Eintritt eines derartigen außergewöhnlichen 
Erfolges hat der Angeklagte nicht rechnen müssen. Er 
war für ihn auch nicht voraussehbar. Dem steht die 
vom Bezirksgericht zitierte gutachtliche Stellungnahme 
nicht entgegen, wonach der Eintritt des Schocktodes 
beim Bauchschlag oder bei Schlägen gegen den Unter­
leib nicht außergewöhnlich ist. Derartige medizinische 
Erkenntnisse werden nicht ohne weiteres vom Wissen 
eines medizinischen Laien umfaßt.
Strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 117 StGB 
würde sich für den Angeklagten nur dann ableiten, 
wenn für ihn nach den allgemeinen Erfahrungswerten 
der Eintritt möglicher tödlicher Folgen voraussehbar 
gewesen wäre. Das trifft jedoch bei der festgestellten 
Sachlage für den Angeklagten nicht zu.
Es darf hierzu nicht außer Betracht bleiben, daß sich
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